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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Gut ein Jahr nach der Behandlung durch ihre Schwesterkommission befasste sich die
WBK-NR im Januar 2021 erneut mit der parlamentarischen Initiative Wehrli (fdp, VD)
«Fiir ein Programm zu Jugend und Erndhrung». Dabei blieb sie mit 12 zu 12 Stimmen
und dem Stichentscheid des Présidenten Reynard (sp, VS) bei ihrer positiven Haltung
gegenuber der Vorlage und beantragte dem Nationalrat Folgegeben, «ohne sich
[allerdings] auf die Modalitaten der Umsetzung festl...llegen» zu wollen. Hinsichtlich
einer moglichen Implementierung und der Erarbeitung einer Strategie fur nachhaltige
Erndhrung entschied sie sich zudem mit 17 zu 7 Stimmen, ein Postulat einzureichen,
welches das Aufzeigen bestehender nationaler und kantonaler Angebote im
Zusammenhang mit «Jugend und Erndhrung» zum Ziel hat. Die Kommission flhrte
Uberdies gemass eigenen Angaben eine umfassende Analyse zum Thema «Jugend und
Erndhrung» durch und konsultierte dazu Vertreterinnen und Vertreter der Stiftung
Gesundheitsforderung Schweiz, der Allianz Erndhrung und Gesundheit, der Allianz der
Wirtschaft fur eine massvolle Préaventionspolitik (AWMP), des Verbands Schweizerischer
Mineralquellen und Soft-Drink-Produzenten (SMS) sowie von éducation21. '

In der Frihjahrssession 2021 beschaftigte sich der Nationalrat mit einem Postulat
Reynard (sp, VS), welches die Prifung einer moglichen Anpassung des UVG forderte, um
das Burnoutsyndrom als Berufskrankheit anzuerkennen und dessen Pravention zu
fordern. Reynard hatte das Postulat als eine Art Kompromiss eingereicht, nachdem
seine parlamentarische Initiative «Das Burnoutsyndrom als Berufskrankheit
anerkennen» abgelehnt worden war. In seiner eingereichten Begriindung wie auch
wahrend der Ratsdebatte flhrte der Postulant aus, dass neuste Zahlen zeigten, dass
seit 2012 ein Anstieg der Absenzen am Arbeitsplatz aufgrund psychischer Probleme um
50 Prozent zu verzeichnen sei. Das UVG decke das Burnoutsyndrom jedoch nicht ab,
weil dieses nicht als Berufskrankheit anerkannt werde. Somit befanden sich Personen,
die am Syndrom litten, in einer «nicht wirklich anerkannt[en]» Situation und kénnten
haufig lediglich von einer beschrankten finanziellen Absicherung durch die OKP
ausgehen. Oft wirden sie als depressiv eingestuft, was aber nicht einer Burnout-
Erkrankung entspreche. Wie bereits von mehreren européaischen Landern festgestellt
und in deren Gesetzgebung angepasst, bestehe vielmehr ein Zusammenhang mit den
am Arbeitsplatz vorherrschenden Bedingungen. Der Bundesrat beantragte die Annahme
des Postulats.

Urspringlich war die Behandlung des Geschafts bereits fir die Wintersession 2020
vorgesehen gewesen, das Anliegen war jedoch von Diana Gutjahr (svp, TG) bekdmpft
worden. Als es sodann in der Frihjahressession 2021 behandelt wurde, argumentierte
Gutjahr, dass ein Burnout nicht kausal auf eine berufliche Tatigkeit zurtckgefuhrt
werden kénne. Es handle sich gewdhnlich um eine «multifaktoriell verursachte
Krankheit». Eine Ableitung psychischer Probleme von der Arbeitstatigkeit komme einem
«Misstrauensvotum den Arbeitgebern» und -geberinnen gleich. Gesundheitsminister
Berset hingegen unterstitzte das Geschéft. Beim Burnout handle es sich um eine
stéandig zunehmende Realitat. Es sei daher zentral, Gber eine Reflexionsgrundlage zu
verfligen, welche es einem erlaube zu sehen, ob - und falls ja, wo - Handlungsbedarf
bestehe. Eine Mehrheit der grossen Kammer schienen die Worte Gutjahrs allerdings
mehr zu Uberzeugen. Mit 96 zu 87 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) stimmte der
Nationalrat gegen das Postulat, wobei die burgerlichen Fraktionen mehrheitlich
respektive geschlossen (SVP) eine ablehnende Haltung einnahmen, wahrend sich die
Ratslinke und die GLP-Fraktion fur das Begehren aussprachen. ?
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Arzte und Pflegepersonal

Das Bundesgesetz iliber die Gesundheitsberufe (GesBG), vom Stadnderat unverandert an
den Nationalrat Uberwiesen, stand im Sommer 2016 auf der Agenda der grossen
Kammer. Deren Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur beantragte
einstimmig, auf die Vorlage einzutreten. Eine Besonderheit ergab sich jedoch: Nach der
Debatte im Stédnderat hatte der Bundesrat neue Vorschléage zum GesBG in den Raum
gestellt, dies, nachdem die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative im Parlament
beschlossen worden war. Insofern gab es bezlglich des GesBG noch Punkte, die im
Standerat gar nicht zur Debatte gestanden waren. Die Einschibe des Bundesrates
hatten mit dessen Fachkrafte-Initiative zu tun, die auch Implikationen auf das GesBG
hat. Diese Einschibe fluhrten nicht nur dazu, dass ein neues Kapitel im GesBG
geschaffen wurde; dem GesBG angefligt wurde gar eine ganz neue Vorlage, ndmlich der
Bundesbeschluss iliber Finanzhilfen zur Férderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitat fiir vier Jahre. Dem GesBG
flugte der Bundesrat ein korrespondierendes Kapitel 6a hinzu. Dieses umfasste
Massnahmen zur Férderung der Effizienz in der medizinischen Grundversorgung sowie
deren Finanzierung: Mit einem mehrjahrigen Verpflichtungskredit sollte ein
Hochstbetrag durch die Bundesversammlung festgelegt werden. Namens der
Kommission schlug Jean-Francois Steiert (sp, FR) aufgrund der nachtréglich erfolgten
bundesratlichen Anderungen vor, dass man mindestens eine Differenz zum Standerat
schaffen moge, damit dieser sich noch zu den neuen Vorschlagen aussern kénne.

Obwohl Eintreten Uber alle Fraktionen hinweg unbestritten war, zeichnete sich in der
darauf folgenden Detailberatung anhand der zahlreichen Minderheitsantrage relativ
rasch ab, dass eine Differenzbereinigung ohnehin wahrscheinlich sein wirde. Die
Minderheitsantrage fanden ihren Ursprung in unterschiedlichen Lagern und betrafen
diverse Paragraphen. In den meisten Féllen ging es allerdings um einzelne Berufe
und/oder deren Ausbildungsstufe, die im Gesetz genannt und damit durch ebendieses
geregelt werden. Als Erstes gelangten die Osteopathen ins Visier der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier. Ein Antrag Herzog (svp, TG) sollte dazu flhren,
dass dieser Beruf nicht vom Gesetz betroffen wird, da Leistungen einer
osteopathischen Behandlung schliesslich auch nicht Uber die Grundversicherung
abgerechnet werden kénnen. Die Aufnahme der Osteopathie in den Katalog
anerkannter Gesundheitsberufe wecke Begehren auf verschiedenen Ebenen: Andere
Berufsgruppen kdénnten so ebenfalls die Aufnahme in den Katalog fordern, zudem
kénnten Patienten durch die Aufnahme der Osteopathie vermehrt geneigt sein, auf
solche Behandlungen zurlckzugreifen. All dies habe zur Folge, dass die Kosten im
Gesundheitswesen stiegen - etwas, wogegen die SVP-Fraktion ankdmpfe, so die
Thurgauerin. Dem in der Kommission knapp abgelehnten Antrag (12 zu 11 Stimmen) blieb
auch im Plenum die Unterstltzung versagt - hier jedoch deutlich (134 zu 52 Stimmen).
Ebenso wurde ein Antrag Reynard (sp, VS) abgelehnt (mit 122 zu 66 Stimmen), mit dem
der Bundesrat die Kompetenz erhalten sollte, den Berufekatalog zu definieren - so
kdonne die Regierung besser auf das sich andernde Umfeld im Bereich der Ausbildungen
im Gesundheitswesen reagieren. Ein Antrag Quadranti (bdp, ZH), mit dem die bereits im
Stdnderat umstrittene Bestimmung zum Abschluss des Masterstudiengangs APN
("Advanced Practice Nurse") reguliert werden sollte, fand auch im Nationalrat keine
Mehrheit. Es blieb also dabei, dass die Kompetenzen fir die Bachelorstufe im Gesetz
umschrieben werden, nicht jedoch diejenigen fur den Masterstudiengang. Ein links-
rechts Graben fluhrte dazu, dass das Anliegen im Sinne der burgerlichen Ratsmehrheit
abgelehnt wurde (118 zu 73 Stimmen). Der Katalog der Berufe, die im Gesetz geregelt
werden, blieb also im Vergleich zum bundesratlichen Vorschlag letztlich trotz
Gegenantrage auch im Nationalrat unverandert. Die Streichung eines Berufsregisters,
wie es seitens der SVP-Fraktion gefordert wurde, fand auch im Plenum keinen Ruckhalt.
Erst mit einem Detail zum Berufsgeheimnis wurde eine Differenz zum Erstrat
geschaffen.

Dabei blieb es jedoch nicht. Wesentliche Veranderungen wurden vom Nationalrat
bezlglich der Finanzhilfen vorgenommen, dies im Zusammenhang mit der bereits
eingangs erwahnten Fachkrafte-Initiative des Bundesrates. Umstritten war das Volumen
von CHF 8 Mio., das fur die Férderprogramme ausgeschuttet werden sollte. Dagegen
regte sich Widerstand aus den Reihen der SVP, aber auch andere burgerliche Parteien
waren diesbezuglich skeptisch. Die im Gesundheitsberufegesetz vorgesehene
Grundlage fur die Umsetzung der Fachkréfte-Initiative im Gesundheitsbereich erhielt
jedoch eine knappe Mehrheit der Stimmen: Mit 96 zu 93 obsiegte hier der
bundesratliche Vorschlag. Der Bundesbeschluss hierzu wurde jedoch noch knapper
abgelehnt. Dabei setzte sich eine Minderheit Wasserfallen (fdp, BE) mit 95 zu 94
Stimmen bei einer Enthaltung durch. Inhaltlich sprach sich also die grosse Kammer
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dafur aus, Finanzhilfen vorzusehen; sie unterliess es jedoch, diese auch in Zahlen zu
fassen.

Alle Ubrigen Gesetzesartikel wurden im Sinne der WBK beschlossen. Mit 181 zu 5
Stimmen in der Gesamtabstimmung schien dann das positive Signal an den Stédnderat
doch recht deutlich zu sein. Letzterer hatte sich in der anstehenden Herbstsession zur
nun erweiterten Vorlage zu dussern. *

Barbara Gysi (sp, SG) reichte im Juni 2017 ein Postulat ein, in welchem sie die
Ausarbeitung eines Berichts zu den Auswirkungen der Digitalisierung auf die
Gesundheitsberufe in der Schweiz forderte. Darin sollen die Verédnderungen in
verschiedenen Bereichen wie unter anderem der Aus- und Weiterbildung, den
Arbeitsbedingungen und den Infrastrukturen untersucht werden. Ebenfalls sollen die
Auswirkungen auf wiedereinsteigende Fachkréfte geprift und Bezug auf den Bericht
zum Postulat Reynard (sp, VS; Po. 15.3854) genommen werden. Gysi begriindete ihren
Vorstoss damit, dass Gesundheitsberufe im Zusammenhang mit E-Health besonders
durch die Digitalisierung beeinflusst wirden. Die Digitalisierung stelle eine Chance dar,
um Herausforderungen bezlglich Pflege erfolgreich begegnen zu kénnen. Allerdings
bedurfe dies Schulungen und Wissensvermittlung, wobei auch der Umgang mit
sensiblen Daten ein Thema sein musse. FuUr die Gesundheitsfachkrafte stinden unter
anderem die Veranderung des Berufsbildes sowie Aus- und Weiterbildungen im Fokus.
Die Digitalisierung sei aber auch flur die Patientinnen und Patienten und ihre
Angehorigen von Relevanz, da sie auch auf die Behandlung einen Einfluss habe. Weiter
betonte Gysi, dass die Digitalisierung keinen Pflegeleistungsabbau bewirken durfe.
Vielmehr sollen die freiwerdenden Kapazitdten fur die Steigerung der
Betreuungsqualitat genutzt werden. Der Bundesrat empfahl das Geschéaft zur Annahme.
Die Prifung der vom Postulat geforderten Punkte sowie deren Umsetzung kdnne im
Zusammenhang mit der Strategie E-Health Schweiz 2.0, die zurzeit durch Bund und
Kantone erarbeitet werde, durchgefihrt werden. Diskussionslos und stillschweigend
folgte der Nationalrat in der Herbstsession 2017 dem Bundesrat und stimmte dem
Vorstoss zu. *

Epidemien

Nur 67 Tage, nachdem das Parlament das Covid-19-Gesetz verabschiedet hatte und
noch bevor die Referendumsfrist dazu abgelaufen war - ein Referendum zum Gesetz
war Uberdies bereits angeklindigt worden -, behandelte der Nationalrat in der
Wintersession 2020 bereits die erste Revision des Covid-19-Gesetzes. Dazu blieb ihm
nur ein Tag Zeit, da das Geschaft noch in der Wintersession fertig beraten werden sollte
und daher am nachsten Tag bereits die Behandlung im Zweitrat anstand. Esther Friedli
(svp, SG) und Fabio Regazzi (cvp, TI) stellten die Vorlage aus Sicht der WAK-NR vor, die
in ihren Positionen auch Mitberichte der SGK-NR und der WBK-NR berlcksichtigt
hatte. Esther Friedli betonte, dass man bei der Verabschiedung des Gesetzes im
September 2020 noch nicht gewusst, habe, «dass wir bereits wenige Wochen spater
von einer zweiten Welle heimgesucht» wirden. Aufgrund dieser zweiten Welle gebe es
nun aber «punktuelle[n] Handlungsbedarf». Fabio Regazzi strich noch einmal die
Relevanz des Gesetzes hervor und betonte, dass es «das umfangreiche Hilfspaket des
Bundes ermdglicht [..], Lohne zu garantieren, zum Erhalt von Arbeitsplatzen
beizutragen und von der Covid-19-Krise besonders betroffene Branchen zu
unterstitzen». Grosse Hoffnung setzte die Kommission auch in die
Hartefallverordnung, die gleichentags in Kraft getreten war. Die Fraktionssprecherinnen
und -sprecher betonten in der Folge einhellig die Relevanz der geplanten Anderungen
und klndigten weitgehende Unterstitzung der bundesréatlichen Botschaft an.
Entsprechend lag auch kein Antrag auf Nichteintreten vor. In der Folge behandelte der
Nationalrat die zahlreichen verschiedenen Aspekte der Revision in drei Blocken.

Im ersten Block wurden sémtliche Massnahmen, welche nicht die Hartefallhilfe oder
die Arbeitslosenversicherung betrafen, diskutiert:

Grosse Anderungen schlug der Bundesrat im Sportbereich vor. So sollten CHF 115 Mio.
der bereits als Darlehen fur Sportvereine zur Verflgung gestellten CHF 175 Mio. in A-
Fonds-perdu-Beitrage umgewandelt werden. Diese sollten fur Fussball- und
Eishockeymannschaften der beiden hdéchsten Ligen sowie fur Frauenfussball- oder
Fraueneishockeymannschaften und Klubs in den héchsten Ligen anderer Sportarten
bereitstehen. Die Betrage sollten dem Ausgleich der Mindereinnahmen durch Spiele
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ohne oder mit weniger Zuschauerinnen und Zuschauern dienen und héchstens zwei
Dritteln der durchschnittlichen Ticketeinnahmen der Saison 2018/2019 abzlglich
tatsachlicher Ticketeinnahmen entsprechen. Dabei sah der Bundesrat jedoch eine
Reihe von Bedingungen vor: ein flnfjahriges Verbot, Dividenden oder Kapitaleinlagen
auszuzahlen, eine Reduktion der Einkommen aller Angestellten Uber einer gewissen
Grenze, funfjahrige Einschrankungen von Lohnerhdhungen, einen flinfjahrigen Verzicht
auf Reduktion der Nachwuchs- und Frauenférderung sowie die Maoglichkeit fur
Ruckforderungen der Betrége bei Nichteinhalten dieser Bedingungen. Dartber hinaus
sollten auch weiterhin zinslose, innert zehn Jahren rlckzahlbare Darlehen fur die
Sportvereine moglich sein, etwa bei Liquiditatsengpassen. Dafur stellte der Bundesrat
CHF 235 Mio. zur Verfugung.

Bei diesen Massnahmen gehe es nicht nur um die nach aussen sichtbaren
Spitzensportler, sondern auch um die Junioren- und Frauenabteilungen, fur welche die
Klubs verantwortlich seien, argumentierte Finanzminister Maurer. Damit hatten diese
Gelder eine «gute Hebelwirkung fur die Gesellschaft, fiur die Gesundheit und fir den
Sport». Wahrend die Darlehen im Rat nicht umstritten waren, beantragte Marcel
Dettling (svp, SZ), die A-Fonds-perdu-Beitrdge an eine 20-prozentige
Kostenlibernahme durch den Standortkanton zu knlpfen - Roland Biichel (svp, SG)
forderte gar eine 50-prozentige kantonale Beteiligung, zumal Sportklubs vor allem lokal
verankert seien, wie beide argumentierten. Zudem sollten die Klubs geméss Buchel
mindestens 5 Prozent der Beitrage bis funf Jahre nach Erhalt flr die «Prévention und
die Bekdmpfung von Spielmanipulationen und Wettbetrug» einsetzen miussen. Die
WAK-NR wollte tUberdies die Einkommensbeschrankungen oder -reduktionen auf die
am Spielbetrieb beteiligten Angestellten beschranken, wahrend Mathias Reynard (sp,
VS) in einem Einzelantrag Ricksicht auf Aufsteiger nehmen und diesen
Lohnerhéhungen erlauben wollte. Zudem war umstritten, welcher Zeitpunkt fir die
Festlegung der bisherigen Hohe der Nachwuchs- und Frauenférderung, die wahrend
funf Jahren nicht unterboten werden darf, massgeblich sein soll. Der Nationalrat hiess
in der Folge die Einfuhrung der A-Fonds-perdu-Beitrage gut und lehnte eine
Beteiligung der Kantone ab. Hingegen folgte er dem Mehrheitsantrag der Kommission
entgegen dem Antrag Reynard und schuf einzig Einkommensbeschrankungen fir am
Spielbetrieb Beteiligte.

Auch fir den Kulturbereich lag mit dem Einzelantrag Aebischer (sp, BE) ein
Anderungsvorschlag fiir das Covid-19-Gesetz vor. Aebischer verlangte, auch die
Kulturschaffenden an der bereits im September 2020 geschaffenen Hilfe fur
Kulturunternehmen in der Héhe von CHF 100 Mio. teilhaben zu lassen. Die Gelder
sollten Kulturschaffenden wie Kulturunternehmen als Ausfallentschadigung oder fur
Transformationsprojekte zugesprochen werden und Kulturschaffende mit Auftritten
oder Auftrégen in der Privatwirtschaft zugutekommen. Letztere kénnten weder
Ausfallentschadigungen noch fehlende Gagen geltend machen. Far
Selbstandigerwerbende im Kulturbereich sei es Uberdies schwierig, Umsatzeinbussen
von mindestens 55 Prozent zu belegen. Neben der SP- stimmten auch die Grliinen- und
die GLP-Fraktion dem Antrag zu, die blrgerlichen Parteien lehnten ihn jedoch (fast)
geschlossen ab, womit er keine Mehrheit fand.

Neu wollte der Bundesrat mit der Revision des Covid-19-Gesetzes die Méglichkeiten flr
Ordnungsbussen fiir Maskenverweigerinnen und -verweigerer schaffen - bisher
konnte das Verweigern des Tragens einer Schutzmaske nur in einem Strafverfahren
geahndet werden. Die Neuregelung wollte Thomas Aeschi (svp, ZG) mit einem
Minderheitsantrag verhindern, wahrend die Kommission als Mittelweg die Moglichkeit
fur Ordnungsbussen auf klar abgrenzbare Bereiche wie den offentlichen Verkehr
beschranken, Orte wie Dorfkerne oder belebte Platze jedoch davon ausnehmen wollte.
Bundesrat Maurer verteidigte den bundesratlichen Vorschlag damit, dass man der
Bevolkerung «sehr viel Eigenverantwortung» gebe, es aber auch Sanktionen bedurfe,
wenn diese Eigenverantwortung nicht wahrgenommen werde. Dies hatten nicht zuletzt
auch die Kantone gefordert. Thomas Aeschi verwies darauf, dass unter anderem
Gesundheitsminister Berset vor kurzer Zeit noch gesagt habe, dass Masken nichts
bringen wdarden, und sprach sich gegen einen «Polizeistaat» oder «noch mehr
Denunziantentum» aus. Der Antrag Aeschi fand in allen Fraktionen gewissen Anklang:
Die SVP-Fraktion stimmte dem Minderheitsantrag mehrheitlich zu, auch bei den
Grlinen (8), bei der SP (3), den FDP.Liberalen (je 3) und bei der Mitte-Fraktion (2) gab es
vereinzelt Zustimmung. Insgesamt sprach sich der Nationalrat jedoch mit 121 zu 65
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) gegen Aeschis Vorschlag und im Sinne der
Kommissionsmehrheit fir die Ausweitung der Ordnungsbussen auf die Nichteinhaltung
der Maskenpflicht aus.
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Im Bereich der Gesundheitsversorgung verlangte die WAK-NR eine Anderung am
bisherigen Gesetz. So solle der Bundesrat die Abgeltung derjenigen Kosten regeln,
welche den Leistungserbringenden zukinftig durch verbotene und eingeschrankte
Untersuchungen oder Behandlungen, wie sie im Frihjahr 2020 veranlasst worden
waren, um die Kapazitat des Gesundheitswesens zu gewahrleisten, entstinden. Diese
seien in der Tarifstruktur nicht aufgefihrt und koénnten entsprechend nicht
abgerechnet werden, erklarte Esther Friedli fir die Kommission. Diese Abgeltung der
Kosten diene Uberdies dazu, <«dass der Bund kinftig Wirksamkeit und
Verhéltnismassigkeit vorsichtig prift, bevor er Massnahmen anordnet» (Friedli). Eine
Minderheit Aeschi erachtete diesen Vorschlag jedoch als Eingriff in den Fdderalismus,
zumal die Kantone selbst entscheiden kénnten, ob sie die entsprechenden
Untersuchungen einschrankten oder nicht, und folglich auch die Kosten dieser
Entscheidung tragen sollten. Die von der WAK-NR vorgeschlagene Regelung fand jedoch
bei allen Fraktionen im Nationalrat mit Ausnahme der SVP-Fraktion Anklang.

Eine Minderheit Wermuth (sp, AG) wollte neu auch eine Regelung zu den
Uberbriickungsleistungen fiir iltere Arbeitslose ins Covid-19-Gesetz aufnehmen. Die
Uberbriickungsleistungen sollten auf den 1. Juli 2021 in Kraft treten, Wermuth schlug
jedoch vor, rickwirkend auch éalteren Personen, die zwischen dem 1. Januar 2021 und
dem Inkrafttreten des Gesetzes ausgesteuert wurden, Zugang zu UL zu gewahren.
Entgegen anderslautender Aussagen der Kommission sei das Problem der Aussteuerung
dlterer Arbeitnehmender aufgrund der Pandemie namlich akut, betonte er. Folglich sei
es nicht fair, dass Personen, die vor dem 31. Juni 2021 ausgesteuert wlrden, nicht von
den UL profitieren kénnen. Der Antrag fand jedoch nur in der SP- und der Griinen-
Fraktion sowie bei den EVP-Mitgliedern Unterstitzung und wurde folglich abgelehnt.

Verschiedene links-grine Minderheiten sahen auch bei der Erwerbsersatzordnung
Anderungsbedarf - entgegen der Meinung von Bundesrat und Kommission. Eine
Minderheit Michaud Gigon (gp, VD) wollte die fir eine Entschadigung des
Erwerbsausfalls als Bedingung festgelegten Umsatzeinbussen in der Hoéhe von
mindestens 55 Prozent streichen. Bei tieferen Einkommen kénne man mit 45 Prozent
des Gehalts nicht Uberleben, argumentierte sie. Eine weitere Minderheit Bendahan (sp,
VD) schlug vor, nicht nur gefdhrdeten Personen Anspruch auf EO zu gewéhren, sondern
auch kranken, jedoch nicht an Corona erkrankten Personen. In einem weiteren
Einzelantrag forderte Fabian Fivaz (gp, NE), auch Betriebszulagen geméass EOG fur
Selbstandigerwerbende zu ermoglichen, wie sie Militéardienstleistende bereits geltend
machen kénnen. So mussten Personen mit hohen Fixausgaben diese auch weiterhin
bezahlen, weshalb sie einen Zuschlag auf ihren Erwerbsersatz erhalten sollten.
Samtliche Antrége zur EO stiessen jedoch nur bei Mitgliedern der SP- und der Griinen-
Fraktion auf Zustimmung.

Im zweiten Block beschéftigte sich der Nationalrat ausfihrlich mit der Hartefallhilfe,
die ein Paket Uber CHF 1 Mrd. umfasste. Zu den bisherigen CHF 400 Mio., an denen die
Kantone mit 50 Prozent beteiligt waren, sollten CHF 600 Mio. hinzukommen, an denen
sich die Kantone zu 20 Prozent beteiligen mussten - dabei kénnten die Kantone aber
erst auf die zweite Tranche zurlickgreifen, wenn die Gelder der fir sie teureren ersten
Tranche verteilt sind. Bundesrat Maurer begriindete die Anderung des Verteilschliissels
damit, dass dieses zweite Paket «mdglicherweise die Krafte der Kantone finanziell
Ubersteigt». Da die Kantone zudem fir den Vollzug verantwortlich blieben, wirden
ihnen dadurch noch zusatzliche Kosten anfallen, erklarte der Finanzminister. Mehrfach
verwies Maurer darauf, dass dieser Ubergang «vom Massengeschaft des Friihjahrs» zu
den aktuellen Einzelfallbeurteilungen langere Entscheidungsprozesse mit sich bringe
und entsprechend Zeit brauche.

Auch bezuglich der Hartefallhilfen standen verschiedene Mehr- und Minderheitsantrage
zur Debatte, etwa zu den Bedingungen fur den Erhalt von Hartefallhilfe, fur die der
Bundesrat keine materielle Anderung vorgesehen hatte. Nach wie vor sollte gemass
bundesratlicher Vorlage Anspruch auf Hilfe haben, wessen Jahresumsatz 60 Prozent
unter dem mehrjahrigen Durchschnitt liegt. Die WAK-NR wollte hingegen neben der
Vermdgens- und Kapitalsituation der Betroffenen auch ihre nicht gedeckten Fixkosten
berticksichtigen, da Letztere zwischen den Unternehmen stark variieren kénnten. Dies
lehnte der Finanzminister ab, zumal eine BerUcksichtigung der Fixkosten den
administrativen Aufwand stark vergrossern und das Verfahren damit deutlich verlangern
wirde. Bundesrat Maurer wies bezlglich diesem und samtlichen folgenden
Ausbauantragen Uberdies darauf hin, dass der Bund nicht festlege, welche
Unternehmen die Kantone unterstltzen kénnten, sondern lediglich, an welchen Hilfen
sich der Bund beteilige. Die Kantone durften also auch zusatzlichen Unternehmen
Hartefallhilfen zukommen lassen. Die Kommission verlangte zudem, Hartefallhilfen auch
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Unternehmen ab einem Jahresumsatz von CHF 50'000 zuzusprechen - der Bundesrat
hatte seine Beteiligung diesbezlglich auf Unternehmen mit einem Mindestumsatz von
CHF 100'000 beschrankt. Christa Markwalder (fdp, BE) stellte sich gegen diesen Antrag
der WAK-NR: Bei den Bundeshilfen gehe es darum, Existenzen zu schitzen.
Unternehmen mit einem monatlichen Umsatz von CHF 4167 (beziehungsweise eben
einem Jahresumsatz von CHF 50'000) dienten aber mehrheitlich dem Nebenerwerb
und sollten entsprechend nicht berlcksichtigt werden. Schliesslich wollte die
Kommission Unternehmen mit abgrenzbaren Teilbereichen sowohl Anrecht auf Sport-
und Kultur-Hilfen als auch auf Hartefallhilfe gewéhren - bislang war nur der Zugang zu
jeweils einem der beiden Tépfe moglich gewesen. Trotz Minderheiten Schneeberger
(fdp, BL) und Markwalder gegen die Antrége der WAK-NR, setzte sich die Kommission in
allen drei Punkten durch.

Nationalratinnen und Nationalrédte der SP und der Grlnen forderten in verschiedenen
Minderheits- oder Einzelantrédgen einen Ausbau der Hartefallhilfen. Unter anderem
beantragten sie einen Verzicht auf einen maximalen Gesamtbetrag flir die
Hértefallhilfen (Minderheit Andrey, gp, FR), eine Mdoglichkeit fur den Bund,
Unternehmen direkt zu unterstitzen (Minderheit Wermuth) oder den Zugang zu
Hartefallhilfen ab einer Umsatzeinbusse von 70 Prozent (Minderheit Rytz, gp, BE). Ein
Einzelantrag Weichelt-Picard (al, ZG) verlangte ein Dividendenauszahlungsverbot im
Gesetz - bisher war ein solches lediglich in der Verordnung enthalten. Der Nationalrat
lehnte samtliche Minderheiten zu den Hartefallhilfen ab, im Falle des Einzelantrags
Weichelt-Picard jedoch &usserst knapp mit 96 zu 96 Stimmen und Stichentscheid von
Ratsprasident Aebi (svp, BE).

Im dritten Block beriet der Nationalrat die Anderungen an den Massnahmen zur
Arbeitslosenversicherung. Der Bundesrat hatte hier vorgesehen, die Moglichkeiten
auszudehnen, mit denen von den Regelungen zur Kurzarbeit im AVIG abgewichen
werden darf - insbesondere sollte der Zugang zu KAE wieder erweitert werden kdnnen,
wie der Finanzminister erklérte. So sollten auch Personen in befristeten oder
temporéren Arbeitsverhéltnissen sowie in Lehrverhaltnissen zur Kurzarbeit zugelassen
und die Karenzzeit und die maximale Bezugsdauer fur KAE angepasst werden kénnen.
Von diesen bundesratlichen Anliegen war einzig die Ausdehnung der Kurzarbeit auf
Personen in befristeten und temporéren Arbeitsverhéltnissen umstritten; eine
Minderheit Burgherr (svp, AG) wollte auf diese verzichten. Temporére Arbeitskrafte
seien derzeit in der Wirtschaft sehr willkommen, argumentierte Burgherr. Eine
Minderheit Michaud Gignon wollte hingegen die bundesratliche Anderung gar
rickwirkend auf Anfang September 2020 - und somit ohne Unterbrechung nach deren
Aufhebung nach der ersten Welle - in Kraft setzen. Der Nationalrat entschied sich nicht
nur fir eine Mdglichkeit zur Ausdehnung der KAE auf Temporarmitarbeitende, sondern
ausserst knapp mit 96 zu 95 Stimmen auch fur die rickwirkende Inkraftsetzung. Die
SVP- und FDP.Liberalen-Fraktionen sowie knapp die Halfte der Mitte-Fraktion
stimmten geschlossen gegen die Ausdehnung, wurden jedoch Uberstimmt.

Die Kommissionsmehrheit machte bezuglich der Regelungen zur
Arbeitslosenversicherung keine Anderungsvorschlage, hingegen reichten auch hier
Mitglieder der SP und der Grinen zahlreiche Antrage ein. Viel Aufmerksamkeit erhielten
die Rahmenfristen flr den Leistungsbezug und die Beitragszeit fur Versicherte, die
allgemein (Minderheit Jans: sp, BS), flrr Angestellte in befristeten Verhéltnissen (zweite
Minderheit Jans) oder in Berufen, in denen Arbeitgeberwechsel und befristete Vertrége
Gblich sind (Minderheit Bendahan), verldngert werden sollten. Gerade Personen in
befristeten Verhéltnissen héatten aktuell Mihe, ihre Beitragszeit zu erreichen,
begriindete Wermuth die Anliegen.

Auf eine Verbesserung der Situation von Personen mit niedrigen Einkommen zielten
zwei weitere Antréage ab. Eine neuerliche Minderheit Jans beantragte eine teilweise
Kompensation der Einkommenseinbussen von Personen unter dem Medianlohn durch
den Bezug von Kurzarbeitsleistungen, wahrend eine Minderheit Andrey die zukinftigen
KAE fur Personen mit Nettoldhnen unter CHF 4'000 auf 100 Prozent erhéhen wollte.
Fur eine kurze Dauer sei eine Lohnreduktion auf 80 Prozent bei tieferen Ldhnen
moglich, aber lGber langere Dauer fuhre dies fur die Betroffenen zu grossen Problemen,
argumentierte Wermuth. Auch diese Antrége blieben jedoch alle erfolglos.

Bereits im ersten Block hatte die grosse Kammer die Frage der Geltungsdauer des
Gesetzes behandelt, die im Unterschied zur Schaffung des Covid-19-Gesetzes im
September 2020 nicht umstritten war. Weiterhin sollte die Mehrheit der Massnahmen
des Covid-19-Gesetzes bis Ende 2021 befristet sein. Ein Teil der Regelungen zur
Kurzarbeit wurde jedoch bis Ende 2023 verlangert - urspringlich sollten diese nur bis
Ende 2022 in Kraft sein. Mit 179 zu 12 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der Rat
in der Folge fir Annahme des Entwurfs aus. Sowohl die ablehnenden Stimmen als auch
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die Enthaltungen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. Trotz der zahlreichen
Minderheitsantrége war der Nationalrat in dieser ersten Behandlung der Revision des
Covid-19-Gesetzes weitgehend dem Bundesrat gefolgt. °

1) Medienmitteilung WBK-NR vom 22.1.21

2) AB NR, 2020, S. 2692; AB NR, 2021, S. 359 ff.
3) AB NR, 2016, S. 882 ff.; NZZ, 8.6.16

4) AB NR, 2017, S. 1688
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